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Feststellung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach §§ 4, 16 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutz-

gesetzes (BImSchG) auf Erteilung der Genehmigung zur wesentlichen Änderung einer Anlage 

durch Ausbau von zwei Galvanikanlagen und Einbau einer zweiten Eloxalanlage auf der Flur-

nummer 3914/113, Gemarkung Stephanskirchen, Gemeinde Stephanskirchen 

 

Bekanntmachung des Landratsamtes Rosenheim vom 20.01.2025 
Az.: 35 WG-2024-70832 

 
 
 
Die Firma ESP Südeloxal GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer, Herrn Stephan 

Schwarz, beantragte am 26.04.2023 beim Landratsamt Rosenheim als zuständige Genehmi-

gungsbehörde die immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die wesentliche Änderung ei-

ner Anlage zum Aufbringen von Eloxaloberflächen. Die Änderung umfasst den Ausbau von zwei 

Galvanikanlagen und den Einbau einer zweiten Eloxalanlage. 

 

Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung gemäß § 16 des Gesetzes zum Schutz 

vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 

und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in Verbindung mit  

Nr. 3.10.1 (Verfahrensart G) des Anhangs 1 zur Vierten Verordnung zur Durchführung des Bun-

des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BIm-

SchV). 

 

Das Vorhaben fällt zugleich unter § 2 Abs. 4 Nr. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglich-

keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG und 3.9.1 Spalte 2, der Anlage 1 

zum UVPG. Für diese wesentliche Änderung der Anlage ist im Rahmen eines Genehmigungs-

verfahrens nach BImSchG eine allgemeine Vorprüfung nach § 9 Abs. 2 UVPG in Verbindung 

mit § 7 Abs. 5 UVPG vorzunehmen. 

 

Dabei handelt es sich um eine überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der Kriterien der 

Anlage 3 des UVPG, bei der festgestellt werden soll, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige 

Umweltauswirkungen haben kann, die für die Genehmigung des Vorhabens zu berücksichtigen 

sind und deshalb eine UVP-Pflicht besteht. Die Bewertung im Rahmen einer überschlägigen 

Prüfung anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die 
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Entscheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergab, dass das geplante 

Änderungsvorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt haben kann. 

 
Die Unterlagen zur allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls sowie Auskünfte über das Vorhaben 

nach dem Umweltinformationsgesetz - UIG - können beim Landratsamt Rosenheim, Sachgebiet 

35, Untere Immissionsschutzbehörde, Wittelsbacher Straße 53, 83022 Rosenheim, Telefon: 

08031/392-3505 nach vorheriger Terminvereinbarung während der üblichen Dienststunden ein-

gesehen bzw. eingeholt werden. 

 

Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbstständig anfechtbar. 

Die gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser 

Bekanntmachung. 

 

Rosenheim, den 20.01.2025 

Landratsamt Rosenheim 

gez. 

 

Blabsreiter 
 


